
Aktenzeichen: 9 AZR 53/92
Bundesarbeitsgericht 9. Senat Urteil vom 19. Januar 1993

- 9 AZR 53/92 -
I. Arbeitsgericht 

Gießen Urteil vom 24. Oktober 1990 
- 3 Ca 249/90 -

II. Landesarbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : JaFür das Bundesarchiv : Ja

Urteil vom 04. Oktober 1991 
- 13 Sa 12/91 -

Entscheidungsstichwort:
Urlaub für studentische Hilfskräfte

G6S6t«Z l
BUrlG §§ 1, 3; BGB §§ 133, 157, 620 Befristeter Arbeitsver­
trag, 280 Abs. 1, 284 Abs. 1, 286 Abs. 1, 287 Satz 2, 249 
Satz 1, 251 Abs. 1

Leitsatz:
Studenten, die nach einer mehrwöchigen Einarbeitung als Sitz- 
und Sonderwachen in einer Intensivstation eines 
Universitätsklinikums für geeignet gehalten und in den Kreis der zukünftig zu Sitzwachen heranzuziehenden studentischen 
Hilfskräfte aufgenommen werden, stehen in einem dauernden 
Teilzeitarbeitsverhältnis. Sie haben in jedem Kalenderjahr 
Anspruch auf Urlaub entsprechend ihrer im Vergleich zu 
Vollzeitbeschäftigten jährlich geleisteten Arbeit.
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9 AZR 53/92
13 Sa 12/91 Frankfurt (Main) Im Namen des Volkes!
Verkündet am 19. Januar 1993 Urteil
Höhmann,
Reg.-OberSekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 19. Januar 1993 durch den Vorsitzenden 
Richter Prof. Dr. Leinemann, die Richter Dörner und Dr. Reinecke 
sowie die ehrenamtlichen Richter Schodde und Oberhofer für Recht
erkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Frankfurt (Main) vom 
4. Oktober 1991 - 13 Sa 12/91 - aufgehoben.
Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sion, an das Landesarbeitsgericht zurückverwie­sen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über Schadensersatz wegen nicht ge­
währten Urlaubs.

Das beklagte Land beschäftigt auf der neurochirurgischen In­
tensivstation des Klinikums der Universität in G -

neben dem hauptamtlichen Pflegepersonal eingearbeitete stu­
dentische Hilfskräfte als sogenannte Sitz- und Sonderwachen. Der 
Dienst der Studenten wird durch Dienstpläne geregelt, die auf 
dafür anberaumten Treffen der Studenten von diesen ohne Mitwir­
kung der Verwaltung des Klinikums untereinander ausgehandelt und 
erstellt werden. Dabei werden - ohne daß das beklagte Land seinen 
Personalbedarf ausdrücklich konkret mitteilt - jeder Dienstperio­
de (Nacht, Feiertag, Samstag, Sonntag) drei Studentinnen oder 
Studenten zugeordnet, die für diese Zeit einsatzbereit sind.
Dabei wird ein von einem Mitarbeiter des beklagten Landes im No­
vember 1988 auf der Grundlage vorheriger Unterlagen entwickeltes 
Formular benutzt, das ausgefüllt im Stationszimmer ausgehängt 
wird und dort zur Kenntnis des Pflegedienst- und Schichtleiters 
gelangt. Während des Semesters wird der Dienstplan für die Dauer
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eines Monats, während der Semesterferien in Form mehrerer Monats­
pläne für deren Dauer im voraus aufgestellt. Die Pläne werden 
nicht stets wie ausgehandelt durchgeführt. Es ist möglich, daß 
die Studenten die Dienste untereinander tauschen. Die Durchfüh­
rung der Sitz- und Sonderwachen wird von den Krankenpflegern und 
Krankenschwestern des sogenannten Außendienstes unterschriftlich 
bestätigt. Nach Ablauf eines Monats wird sie noch einmal durch 
die Pflegedienstleitung oder den Stationsarzt schriftlich bestä­
tigt. Auf dieser Grundlage veranlaßt die Verwaltung des Klinikums 
die Auszahlung der Vergütung.

Die Klägerin ist Medizinstudentin. Sie ist für die Arbeit 
als Sitz- und Sonderwache vom 7. November bis 25. November 1988 
während der Dauer von 125 Stunden eingearbeitet, dann für geeig­
net befunden und ab 4. Dezember 1988 vielfach eingesetzt worden. 
Sie hat für die Jahre 1988 bis 1990 beim beklagten Land erfolglos 
verschiedene Ansprüche geltend gemacht, darunter im November 1989 
den Urlaubsanspruch für 1989 i. H. von 18 Tagen. Mit der im Juni 
1990 erhobenen Klage verlangt die Klägerin Schadensersatz für 
nicht gewährten Urlaub.

Sie hat beantragt,

das beklagte Land zu verurteilen, an die Klägerin 
452,16 DM brutto nebst 4 % Zinsen aus dem sich 
daraus ergebenden Nettobetrag seit dem 7. Juni 
1990 zu zahlen.

- 4 -

Das beklagte Land hat beantragt,
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die Klage abzuweisen.
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Arbeits- und Landesarbeitsgericht haben die Klage abgewie­
sen. Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihr Klageziel weiter, 
während das beklagte Land beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des an­
gefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an 
das Landesarbeitsgericht zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung. Die Klägerin hat in einem unbefristeten Arbeitsver­
hältnis im Jahr 1989 einen unabdingbaren Urlaubsanspruch nach dem 
Bundesurlaubsgesetz erworben, dessen Umfang noch zu bestimmen 
ist.

1. Das Landesarbeitsgericht hat zu Unrecht angenommen, die 
Rechtsbeziehungen der Parteien beschränkten sich nach den beider­
seits erkennbaren Interessen und dem darauf beruhenden Parteiwil­
len auf den jeweiligen Sitzwacheneinsatz. Es hat dabei wesentli­
che Umstände des Einzelfalles nicht gewürdigt, so daß sein Urteil 
auch einer eingeschränkten revisionsrechtlichen Beurteilung nicht 
standhält, wenn die Vereinbarung der Parteien als nichttypischer 
Vertrag zu bewerten sein und die Auslegung des Landesarbeitsge­
richts daher nur einem eingeschränkten Überprüfungsmaßstab unter­
liegen sollte (vgl. dazu Senatsurteil vom 18. Februar 1992 - 9 
AZR 611/90 - EzA § 4 TVG Ausschlußfristen Nr. 98, zu II 2 c der 
Gründe, m. w. N).

- 5 -
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a) Das Landesarbeitsgericht hat lediglich geprüft, ob zwischen 
den Parteien mit der Übergabe des Formulars oder erst mit dem je­
weiligen Dienstantritt eine arbeitsrechtliche Beziehung zustande 
gekommen ist. Es hat dabei die Tatsache gänzlich unberücksichtigt 
gelassen, daß die Klägerin nach einer Kontaktaufnahme mit der 
Verwaltung des Klinikums und/oder dem Pflegepersonal der 
Station(en) in der Neurochirurgie für eine Einarbeitung angenom­
men, drei Wochen lang eingewiesen und beobachtet und danach von 
den zuständigen Mitarbeitern des beklagten Landes für geeignet 
gehalten und in den Kreis der studentischen Hilfskräfte aufgenom­
men worden ist.

b) Dieser Nachweis der Qualifikation wird vom Landesarbeitsge­
richt auch bei der rechtlichen Bewertung des tatsächlichen Vor­
gangs "Überlassung des vom Pflegepersonal entworfenen Formulars" 
übersehen. So nimmt es zu Unrecht an, das beklagte Land habe sich 
erkennbar die Möglichkeit Vorbehalten müssen, aus den im Dienst­
plan eingetragenen Personen eine sachgerechte Auswahl zu treffen 
und Arbeitsverträge nur mit solchen abzuschließen, die nicht nur 
dienstbereit, sondern den besonderen Anforderungen gewachsen 
seien. Mit der Aufnahme einer drei Wochen lang getesteten studen­
tischen Hilfskraft in den Kreis der Sitzwachen entfiel zukünftig 
eine gesonderte Prüfung der Qualifikation vor Beginn einer jeden 
Sitzwache oder eines neuen monatlichen Dienstplanes.

c) Die Überlegungen des Landesarbeitsgerichts, es sei nicht 
einzusehen, daß das beklagte Land eine zeitlich weiträumige 
Rechtsbindung habe eingehen sollen, wenn es seine Ziele bereits
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durch die Begründung kurzfristiger Arbeitsverhältnisse vollstän­
dig erreichen könne, sind nicht zwingend. Wäre das so nicht er­
klärte Interesse einer Partei bei der Auslegung von Willenserklä­
rungen zu berücksichtigen, könnte nur noch in Ausnahmefällen der 
Abschluß längerfristiger oder unbefristeter Arbeitsverhältnisse 
mit tageweiser Teilzeitarbeit oder Arbeitsverhältnisse mit kapa­
zitätsorientierter variabler Arbeitszeit festgestellt werden.

2. Der Senat, der daher die ausdrücklichen Erklärungen der Par­
teien und die tatsächlichen Umstände des Einzelfalls (§§ 133, 157 
BGB) selbst würdigen kann, sieht in der Erklärung des beklagten 
Landes, vertreten durch das dazu autorisierte Pflegepersonal, die 
Klägerin nach deren Einarbeitung und der Feststellung ihrer Eig­
nung in den Kreis der studentischen Hilfskräfte aufzunehmen, das 
Angebot auf Abschluß eines Arbeitsvertrages, das die Klägerin so­
gleich, spätestens mit dem ersten Dienstantritt angenommen hat. 
Inhalt des Arbeitsverhältnisses ist die Verpflichtung der Kläge­
rin, in Absprache mit den ebenfalls arbeitsberechtigten Kommili­
tonen in den Stationen I bis III der neurochirurgischen Klinik in 
den Nächten der Wochentage, an Samstagen, Sonntagen und Feierta­
gen Wachdienst zu leisten, sowie die Verpflichtung der Beklagten, 
dafür eine Vergütung von (zuletzt) 11,—  DM zu zahlen. Für den 
Abschluß eines Arbeitsverhältnisses ist es unschädlich, daß die 
wöchentliche oder monatliche Arbeitsmenge und die Lage der Ar­
beitszeit nicht näher festgelegt worden ist. Die Parteien waren 
sich darüber einig, daß - wie üblich bei den studentischen Hilfs­
kräften - die Lage der Arbeitszeit und die monatliche Arbeitsmen­
ge dem einseitigen Bestimmungsrecht der Klägerin und ihrer Kommi­
litonen unterliegen sollte. Soweit den Studenten gestattet war,
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im Bedarfsfall den ausgehandelten Sitzplan untereinander zu än­
dern oder kurzfristig abzusagen, sind auch diese (üblichen) Ar­
beitsbedingungen Inhalt der vertraglichen Vereinbarung geworden.

Diese Rechtsauffassung steht nicht im Widerspruch zu der vom 
Fünften Senat des Bundesarbeitsgerichts in den Rechtstreitigkei­
ten der Parteien in seinen Urteilen vom 13. Januar 1993 - 5 AZR 
54/92 - und - 5 AZR 56/92 - vorgenommenen Würdigung. Der Fünfte 
Senat hat erkannt, daß ein Vertrag spätestens mit der Eintragung 
der Sitzwachen in den Monatsplan und der stillschweigenden Billi­
gung durch das Personal des beklagten Landes zustande gekommen 
ist und damit Lohnfortzahlungsansprüche wie Annahmeverzugsansprü­
che gegeben waren. Er konnte deshalb dahingestellt sein lassen, 
ob das beklagte Land durch die Ausgabe des Formulars und die 
damit angebotene Beschäftigungsmöglichkeit gegenüber dem Kreis 
arbeitsbereiter und für diese Tätigkeit geeigneter Studenten 
schon von sich aus den Abschluß eines Arbeitsvertrages angeboten 
hat. Mit der Frage, ob nicht bereits zuvor ein Arbeitsvertrag ge­
schlossen worden ist, brauchte sich der Fünfte Senat nach seiner 
Rechtsauffassung nicht auseinanderzusetzen.

3. Der Vertrag der Parteien enthält weder eine Befristung auf 
die Dauer einzelner Arbeitseinsätze noch auf die Dauer eines oder 
dreier Monate. Die Erklärung des beklagten Landes am Ende der 
Einarbeitungs- und Testzeit enthält keinerlei Hinweise auf eine 
vertragliche Bindung nur auf bestimmte Zeiten. Das vom Landesar­
beitsgericht bei der Abgrenzung von Monatsarbeitsverhältnissen zu 
Tagesarbeitsverhältnissen herangezogene Interesse des Landes an
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kurzfristigen rechtlichen Beziehungen anstelle eines Dauerschuld- 
verhältnisses ist so lange unbeachtlich, als es nicht Inhalt der 
Willenserklärungen und dem Erklärungsempfänger damit nicht deut­
lich wird. Das vermeintliche Interesse von Studenten, sich wegen 
der wechselnden Inanspruchnahme durch das Studium nur für einen 
begrenzten Zeitraum arbeitsrechtlich binden zu können (BAGE 65, 
86, 95 = AP Nr. 136 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag; BAG 
Urteil vom 30. Oktober 1991 - 7 AZR 653/90 - n. v.) mag als Sach- 
grund für ein unbestritten befristet abgeschlossenes Arbeitsver­
hältnis anzuerkennen sein. Fraglich bleibt, ob es bei der Ausle­
gung von Willenserklärungen über den Abschluß eines Arbeitsver­
trages ebenso berücksichtigt werden kann, wenn darauf weder aus­
drücklich hingewiesen worden ist noch sonstige Umstände dafür 
sprechen. Davon kann aber jedenfalls dann nicht ohne weiteres 
ausgegangen werden, wenn der Arbeitnehmer sich nicht allein ver­
pflichtet, sondern Mitglied einer Gruppe wird, der es gestattet 
ist, manche Mitglieder zeitweise von der Arbeitseinteilung auszu­
nehmen oder vorgesehene Dienste zu tauschen, um so der für Stu­
denten notwendigen Flexibilität Rechnung zu tragen.

Die Auffassung des Senats steht nicht im Widerspruch zu den 
Erkenntnissen des Siebten Senats vom 18. August 1982 (- 7 AZR 
353/80 - n. v.) und vom 13. Februar 1985 (- 7 AZR 345/82 - 
n. v.). In beiden Fällen gab es keine Erklärungen der vorliegen­
den Art, die den Schluß auf den Abschluß eines dauerhaften Ar­
beitsverhältnisses zugelassen hätten.

4. Der Senat kann den im Dauerarbeitsverhältnis entstandenen 
unabdingbaren Urlaubsanspruch der Klägerin für 1989 nicht berech-
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nen, weil das Landesarbeitsgericht bisher keine Feststellungen 
zum Umfang der Arbeitsverpflichtungen der Klägerin im Jahr 1989 
getroffen hat. Deshalb war der Rechtsstreit zur weiteren Sachauf­
klärung an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen. In der er­
neuten Berufungsverhandlung wird das Landesarbeitsgericht folgen­
des zu beachten haben:

a) Der Urlaubsanspruch der Klägerin ist mit Ablauf des Kalen­
derjahres 1989, spätestens mit Ablauf des ÜbertragungsZeitraums 
am 31. März 1990 erloschen. Da die Klägerin das beklagte Land 
rechtzeitig im November 1989 gemahnt hatte, ihr Urlaub zu gewäh­
ren, befand sich das beklagte Land mit der damals noch erfüllba­
ren Schuld in Verzug. So entstand anstatt des Urlaubsanspruchs 
ein Schadensersatzanspruch, §§ 284 Abs. 1, 286 Abs. 1, 287
Satz 2, 280 Abs. 1, 249 ff. BGB. Der Anspruch ist in Freizeit zu 
gewähren, § 249 Satz 1 BGB, solange das Arbeitsverhältnis der 
Parteien fortbesteht. Geldersatz kommt nach § 251 Abs. 1 BGB nur 
in Betracht, wenn die Naturalrestitution des § 249 Satz 1 BGB 
nicht möglich ist, d. h. das Arbeitsverhältnis der Parteien zwi­
schenzeitlich beendet ist. Sollte das nicht zutreffen, kann die 
Klage mit dem bisherigen Antrag keinen Erfolg haben.

b) Ist die Klägerin in der Zwischenzeit ausgeschieden, hat das 
Landesarbeitsgericht festzustellen, an wieviel Tagen die Klägerin 
im Jahr 1989 zur Arbeit verpflichtet war. Diese Zahl ist zu der 
Anzahl der Tage, an denen Vollzeitbeschäftigte arbeitsverpflich­
tet waren, in ein Verhältnis zu setzen (Senatsurteil vom
14. Januar 1992 - 9 AZR 148/91 - EzA BUrlG § 13 Nr. 52 = BB 1992, 
995). Die sich dann ergebende Verhältniszahl (Bruch) ist mit dem
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gesetzlichen Urlaubsanspruch für Vollzeitbeschäftigte (18 Tage 
bei sechs Arbeitstagen und 15 Tage bei fünf Arbeitstagen in der 
Woche) zu multiplizieren.

c) Für den auf diese Weise ermittelten Urlaubsanspruch ist dann 
entsprechend § 11 Abs. 1 BUrlG das fortzuzahlende Urlaubsentgelt 
zu berechnen. Dieser Betrag ist zugleich die Schadensersatzsumme.

Dr. Leinemann Dr. Reinecke Dörner
Schodde Oberhofer
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